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I. Einleitung: Reichskammergerichtsforschung und  
frühneuzeitliche Geschichte 
Beim Thema „Prozesse am Reichskammergericht als Praktiken der 
frühen Neuzeit“ geht es um die Verortung der Reichskammergerichts-
forschung im Zusammenhang mit aktuellen Strömungen der Geschichte 
zur frühen Neuzeit.1 Mit dieser ist das Reichskammergericht untrennbar 
verbunden, denn seine Einrichtung und institutionelle Ausgestaltung prägt 
die Zäsur, die schließlich bei der Umschreibung der frühen Neuzeit als 
Epoche eine entscheidende Rolle spielte. Die Entstehung der Reichs-
kammergerichtsbarkeit fällt bekanntlich unmittelbar zusammen mit der 
Entstehung des modernen Staates durch Etablierung eines staatlichen Ge-
waltmonopols. Friedenssicherung durch Verhinderung von Fehden war 
Gründungszweck und Hauptaufgabe des Reichskammergerichts,2 das eine 
Ergänzung des ewigen Landfriedens von 1495 auf justizieller Ebene dar-
stellte. Wie auch immer man zu historischen Epocheneinteilungen stehen 
mag, aus Sicht der Rechtsgeschichte bildet das Reichskammergericht eine 
klare institutionelle Wegmarke der Moderne.3 Es stand für einen mit der 
Professionalisierung des Juristenstandes bekräftigtem Anspruch der Herr-
schaft des Rechts, war aber gleichzeitig mit dem Mehrebenensystem des 
alten Reiches untrennbar verbunden und ging als Institution mit diesem 
unter. Insofern kann das Reichskammergericht als typische Erscheinung 
der Vormoderne gelten, in der sich bereits Tendenzen zur Zentralisierung 
und Rationalisierung spiegeln, die aber gleichzeitig noch einer 
heterogenen ständischen Ordnung verhaftet war, welche erst vom Staat 
des 19. Jahrhunderts abgelöst wurde. 
Da also das Reichskammergericht nicht nur während der gesamten Zeit-
spanne der frühen Neuzeit existierte, sondern sie auch maßgeblich als 
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Epoche mitdefinierte, ist es umso wichtiger, die Forschung zum Reichs-
kammergericht mit den allgemeinen Reflexionen über die frühe Neuzeit 
kontinuierlich in Dialog zu bringen. Dazu sind historische Deutungs-
muster vor dem Hintergrund rechtshistorischer Forschungsprämissen neu 
zu reflektieren. Insbesondere stellt sich die Frage, inwiefern neue 
historische Erkenntnisse für die Reichskammergerichtsforschung frucht-
bar gemacht werden können.4  
Bei aktuellen historischen Forschungen zur frühen Neuzeit fällt auf, dass 
darin das Konzept der „Praktiken“ oft eine Rolle spielt,5 während in der 
Rechtsgeschichte von Praxis die Rede ist und sogar in jüngster Zeit die 
Konturen einer „Praxisgeschichte“ neben Normen- und Wissenschafts-
geschichte gekennzeichnet wurden.6 Reichskammergerichtsforschung 
lässt sich zu einem großen Teil einer Praxisgeschichte in diesem Sinne zu-
ordnen. Ihre Prämissen werden durch die Anwendungsebene des Rechts 
bestimmt, deren Erforschung bestimmte Quellen wie Verträge oder 
Gerichtsakten erfordert.7 Es fällt dagegen auf, dass von historischer Seite 
oft von Praktiken die Rede ist, wenn es um Verfahren, Routinen und An-
wendungen geht. Während für Juristen sehr klar ist, was unter 
Rechtspraxis zu verstehen ist, wird in den Geschichtswissenschaften eine 
differenziertere Terminologie verwendet. 
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II. Was sind Praktiken? 
Die in der Geschichtswissenschaft zu beobachtende Reflexion über 
Praktiken geht zurück auf eine Forschungsbewegung zur Theoretisierung 
des Praktischen, die so große Wellen geschlagen hat, dass Anfang des 
neuen Jahrtausends gar von einem „practice turn“ die Rede war.8 Für die 
Geschichtswissenschaft attraktiv erschien die Chance einer „Wiederent-
deckung praktischen Wissens“,9 die sich aus den neuen 
soziologisch-kulturwissenschaftlichen Ansätzen ergab. Ein Jahrzehnt 
später hatten diese auch in der Historiographie Früchte getragen und man 
konnte Bilanz ziehen.10 Leitfrage sei, was die Leute tun. Weniger die Ge-
schichte von Persönlichkeiten, Ideen oder dergleichen stehe im 
Mittelpunkt, als „doings und sayings“, also „körperliches und sprachliches 
Handeln“.11 Das öffne einen neuen Blick auf den Alltag, der nicht mehr nur 
im „Lichtkegel von Normen und Idealen“12 gesehen werde, sondern als ei-
gener Forschungsgegenstand zu entdecken sei. Dabei werde die Rolle des 
Subjekts neu thematisiert. Es gehe weniger um die Frage der Geschichte 
oder eines bestimmten ‚Geistes‘.13 Die Suche nach Geisteshaltungen und 
Idealen habe eine Geschichte der Postulate in den Vordergrund treten 
lassen, denen die Praktiken gegebenenfalls als Korrektiv gegenüber-
zustellen seien.14 Praktiken definiert Brendecke in Anlehnung an den 
Philosophen Theodore Schatzki als „ein typisiertes, routiniertes und sozial-
verstehbares Bündel von Aktivitäten“.15  
Was bedeuten diese historischen Ansätze an der Schnittstelle zur 
Soziologie für die Rechtsgeschichte? Auf den ersten Blick erscheinen sie 
wenig attraktiv. Für eine Wissenschaft des Rechts, die eine 
Normwissenschaft sein muss, ist eine Geschichtsschreibung, die Ereig-
nisse jenseits des Lichtkegels von Normen in den Blick nehmen will 
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möglicherweise sogar irrelevant. 
Wo in der Geschichte keine Normen als Anhaltspunkte vorhanden sind, 
ist wahrscheinlich auch keine Rechtsgeschichte möglich. Zudem hat 
Rechtsgeschichte mit sprachgebundener Normativität zu tun. Für die 
Analyse anderer Regelungsformen fehlt oft schon die Quellenbasis. So 
könnte man eine Rechtsgeschichte von „Handlungen“ als Geschichte über-
lieferter Rechtshandlungen verstehen. In Betracht kämen dafür 
symbolische Akte oder Rituale, wie Ohrenzupfen, Grenzumgänge, Eides-
leistungen und dergleichen, die in der volkskundlichen Germanistik schon 
eingehend untersucht worden sind.16 Mag man sie auch als Praktiken 
bezeichnen können, scheint ihre Analyse außerhalb von Normen wenig 
erhellend, weil dann ihre eigentliche Funktion nicht mehr zu erfassen 
wäre. 
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9
Farbige Aquarellzeichnung der RKG-Kommission im Odenwald  
im Streit des Erzbischofs von Mainz im Rüdt von und zu Bödigheim,  
210 x 150 cm, Maler Heinrich Badwang 1593 
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Generallandesarchiv Karlsruhe, Sign. H Buchen 1
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Abgesehen davon könnte die bloße Botschaft, man solle nicht bei 
Postulaten stehen bleiben und auf das Leben schauen, auch für die Rechts-
geschichte plausibel erscheinen. Den Blick auf das ‚Leben‘ richtet die 
Rechtsgeschichte schon seit geraumer Zeit. Die Reichskammergerichts-
forschung steht dabei an vorderster Front, indem sie Normanwendungen, 
also Rechtspraxis beschreibt. Insofern scheint der konzeptionelle Mehr-
wert von Praktiken für die Rechtsgeschichte zumindest zweifelhaft. 
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III. Was ist Wissensgeschichte und wie unterscheidet sie sich  
von Wissenschaftsgeschichte? 
Stärker werden die Zweifel an der Relevanz des Konzepts für die Rechts-
geschichte, wenn man einen weiteren Bezugsrahmen von Praktiken 
mitberücksichtigt, nämlich den der Wissensgeschichte. Praktiken als 
typisierte Aktivitäten vermitteln Wissen, sind also mit der Wissens-
geschichte gekoppelt. Eine Facette dieser heterogenen, schwer zu 
charakterisierenden Forschungsrichtung ist darauf gerichtet, dezentrale 
Ebenen der Wissensproduktion jenseits von Universitäten und Experten in 
den Blick zu nehmen und dabei Wissen in seiner Pluralität historisch  
zu erfassen.17 Insofern soll sich die neue Wissensgeschichte von der 
herkömmlichen Wissenschaftsgeschichte unterscheiden. Wissens-
geschichte ist also nicht auf die Universitäten als Zentren der 
Gelehrsamkeit fokussiert, sondern auf alltäglich entstehendes Wissen, 
dass von der frühneuzeitlichen Gelehrtenkultur vernachlässigt, verachtet 
oder sogar tabuisiert wurde.18 Der Expertenbegriff wird dabei nicht auf-
gegeben, aber erweitert und neu konfiguriert.19 Hier werden ebenfalls 
deutliche Unterschiede zur Rechtsgeschichte offenbar: Rechtswissen ist 
vorwiegend Expertenwissen im herkömmlichen Sinn, zumindest in der 
Zeit des professionalisierten Juristenstandes.20  
 
 
  
 
13
 
Andreas Gail, Practicarvm observationvm, tam ad processvm ivdicarivm, 
praesertim imperialis camerae, qvam ad cavsarvm decisiones pertinentivm,  
Libri duo …, 2. Aufl. Köln, Johann Gymnich 1580 
Blindgeprägter Halbledereinband, Folio 
Reichskammergerichtsmuseum Wetzlar 
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Die große Meister-Erzählung der Entwicklung einer abendländischen 
Rechtskultur hat die der Wiederentdeckung und wissenschaftlichen Be-
arbeitung des römischen Rechts im Fokus. Die damit einhergehende 
Professionalisierung des Juristenstandes bedeutet, dass zumindest 
moderne Rechtskultur Expertenkultur ist. Ihre Geschichte müsste also 
vorwiegend – vielleicht gar ausschließlich – Wissenschaftsgeschichte, 
nicht Wissensgeschichte sein, sofern man nicht alle bisherigen Prämissen 
neu definieren will.21  
Neue Perspektiven einer spezifischen Wissensgeschichte für die Rechts-
geschichte wurden aber in letzter Zeit entwickelt, indem die Frage nach 
der Transformationen des Wissens zwischen Spätantike und Frühmittel-
alter gestellt wurde.22  
Ausgangspunkt ist die Formation eines Wissenskanons im Frühmittel-
alter und der dazu notwendige Rückgriff auf antikes Wissen. Für die 
Weitergabe des rechtlichen Wissens (also im Bereich des römischen 
Rechts und des Kirchenrechts) werden in diesem Bereich drei grund-
legende Kulturtechniken identifiziert, nämlich Exzerpieren, Kompilieren 
und Tradieren, die als teilweise kreative Formen der Komplexitäts-
reduktion von überlieferten Normenbeständen beschrieben wurden.23 
Ohne diese Formen der Vermittlung und Verarbeitung antiken Wissens 
wäre die moderne Rechtskultur nicht denkbar. Obwohl die Bedeutung 
dieser kulturellen Technik für das Recht (wie natürlich auch für die Phi-
losophie, Rhetorik usw.) auf der Hand liegt, kann man die Frage nach der 
Wissenschaftlichkeit solcher Vorgänge stellen. Auch wenn diese Arten von 
Wissenstradierung von Experten ausgingen, ist die juristische Wissen-
stradition zumindest kein Erkenntnisprozess im wissenschaftlichen Sinne. 
Sie ist eher von Wertungen geleitet, die Auswahlentscheidungen bezüg-
lich des zu überliefernden Stoffs bestimmen. Exzerpieren und Kompilieren 
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lassen sich eben auch als „Handlungen“ betrachten und analysieren, 
vielleicht auch als tausendfach wiederholter Alltagsvorgang. Warum sollte 
man nicht das „Kompilieren“, also das Zusammenstellen von Text-
fragmenten, oder das Auseinanderschneiden von Texten als Praktik 
beschreiben, die man mit der Kategorie Wissensgeschichte erfassen kann? 
Forschungsansätze zur juristischen Wissensvermittlung als Praktik 
können den Blick auf die materielle Dimension lenken, auf die Produktion 
materieller Artefakte.24 Die Konzepte „Praktiken“ und „Wissensgeschichte“ 
können also Anregungen von Seiten der Geschichtswissenschaft für die 
Rechtswissenschaft vermitteln. 
Sie schärfen den Blick dafür, dass Recht mehr ist als nur me-
thodengeleitete Normanwendung und dass es vielfältige Formen der 
Vermittlung rechtlichen Wissens gibt, die sich nicht nur nach 
wissenschaftlichen Kriterien richten. 
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IV. Ist juristische Praxis wirklich nur Normanwendung durch  
Experten? Strafzumessung als aktuelles Beispiel 
1. Die Debatte um Strafzumessung und Sentencing guidelines 
 
Wo möglicherweise in der Gegenwart Praktiken am Werk sind, kann 
man an einer aktuellen rechtpolitischen Diskussion sehen. Sie bezieht sich 
auf die Probleme der Strafzumessungspraxis deutscher Gerichte. 
Empirische Studien belegen deutliche Ungleichheiten in der Straf-
zumessung von Gerichten, die auch über längere Zeiträume stabil sind.25 
Dabei geht es vor allem um regionale Unterschiede der Bestrafung für ver-
schiedene Delikte. Berichtet wird in diesem Zusammenhang etwa von 
einem „Nord-Süd-Gefälle“ bei den Strafen.26 Die Ursache dafür liegt darin, 
dass sich an verschiedenen Gerichten eine jeweils eigene „justizinterne 
Praxis“27 – so eine Bezeichnung in der Strafrechtswissenschaft – bildet. Im 
Wesentlichen geht es um eine Routine bei der Normanwendung in Kon-
kretisierung ausfüllungsbedürftiger gesetzlicher Kriterien. Man orientiert 
sich also an vorangegangenen Entscheidungen. Zum Teil werden deren 
Maßstäbe auch intern tabellarisch zusammengefasst.28 Weil dadurch die 
Unterschiede in der Strafzumessungspraxis potentiell gleichheitswidrig 
zementiert werden, wird über „Sentencing guidelines“ nach US-ame-
rikanischem Vorbild nachgedacht.29 Dabei handelt es sich um von 
Kommissionen gebildete Standards zur Verengung des Entscheidungs-
spielraums bei den Strafen. Methodisch einordnen könnte man die 
Strafzumessung als Ermessen. Sie fiele also in einen typischen Bereich der 
Rechtspraxis, in dem der individuelle richterliche Maßstab gefragt ist, 
wobei engere oder weitere Spielräume für die Einzelfallentscheidung er-
öffnet werden können. Aus Sicht der Praktiken ist bei der aktuellen 
17
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Strafzumessungsdiskussion jedoch ein anderer Aspekt relevant. Die 
Analyse „lokaler Üblichkeit“30 bei der Ausfüllung von Entscheidungs-
spielräumen setzt voraus, dass es bestimmte informelle Vorgänge hinter 
den Kulissen der Rechtsfindung gibt. Wo Rechtsnormen Entscheidungen 
nicht klar konturieren, spielen möglicherweise soziale Normen innerhalb 
von Institutionen eine größere Rolle. Rechtsprechungstraditionen 
einzelner Gerichte beruhen wahrscheinlich auf einer Art institutioneller 
Gruppendynamik, die Anpassungsdruck erzeugt. Zwischenmenschliche 
Verhaltensnormen oder die Identität von Institutionen spielen hier eine 
Rolle bei der Entscheidung. Sie materialisieren sich womöglich in Tabellen 
oder Katalogen und treten neben die Orientierung an der Rechtsnorm. 
Solche informellen Routinen sind nicht allein „im Lichtkegel“ (siehe die 
Formuliereung von Brendecke, unter II.) der ‚formalen‘ Norm erklärbar, 
sondern entfalten eigene Relevanz. Daher könnte man bei den lokalen 
Strafzumessungstraditionen an deutschen Gerichten tatsächlich auch von 
Praktiken des Entscheidens im Sinne der historischen Terminologie 
sprechen. 
 
2. Die Notwendigkeit der Unterscheidung von Praktik und Praxis 
 
Deutlich wird auch, dass eine Differenzierung von Praktik und Praxis 
möglich ist. Betrachtet man das Zustandekommen einer gerichtlichen Ent-
scheidung, sind auch Handlungen zu beachten. Entscheidungsträger sind 
Menschen, die in bestimmte soziale Kontexte eingebettet sind und die 
einen gewissen persönlichen und professionellen Hintergrund haben. In 
bestimmten Institutionen kann ein Klima entstehen, das sich wiederum 
handlungsleitend auswirkt und damit auch die Entscheidungen beein-
flusst. Mit dem Begriff der „Praxis“ kann man solche informellen 
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Zusammenhänge wohl nur unzureichend erfassen, denn regelmäßig liegt 
der Fokus hier auf Normanwendung, nicht auf Normentstehung unter  
Beteiligung von – möglicherweise kontingenten – sozialen Verhaltens-
normen. Der Begriff der Praktik ermöglicht es aber gerade, diese in den 
Blick zu nehmen. In den Mittelpunkt der Analyse rücken prozedurale  
Elemente der Einübung, Wiederholung und Verfestigung, die dann zur 
Wissensverbreitung und eventuell auch zur Normbildung führen. 
Natürlich kann man Praxis als allgemeinen Oberbegriff verwenden, in 
dem auch das, was hier als Praktik gekennzeichnet wurde, enthalten ist. 
Analytische Schärfe für die Rechtswissenschaft erhält man aber nur durch 
die klare Trennung beider Kategorien. Wichtig ist es dabei festzuhalten, 
dass nicht nur die Rechtspraxis, sondern auch eine Praktik zur Norm-
bildung führen kann. Diese beschreibt dann ein normatives Wachstum 
sozusagen von unten,31 außerhalb strenger formaler Rahmenbedingungen, 
die sich etwa in einem Begriff wie Rechtsfortbildung fassen lassen. 
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V. Wo findet man Praktiken in der Rechtsprechung des Alten Reichs?  
Spielen sie eine Rolle für das Reichskammergericht? 
Wenn Praktiken, wie gezeigt wurde, doch für die Rechtswissenschaft im 
Allgemeinen relevant sein können, stellt sich die Frage ihrer rechts-
historischen Relevanz, insbesondere für die Forschung zum 
Reichskammergericht, bei dessen Rechtsprechung Praktiken eine Rolle 
spielen könnten. 
 
1. Juristen am RKG als Experten 
 
Sofern man das Konzept der Praktiken vor allem auf die Tradition von 
Alltagswissen oder irrationalen Erkenntnisformen und nicht Exper-
tenwissen bezieht, wäre das Reichskammergericht kein geeigneter 
Gegenstand für die Analyse. Das Reichskammergericht war das Exper-
tengericht par excellence. Ein abgeschlossenes rechtswissenschaftliches 
Studium war Voraussetzung, um Assessor oder Richter am Reichs-
kammergericht zu werden. 
 
 
  
 
Andreas Gail (1526–1587), o.J. 
Kupferstich von Sebastian Furck (um 1600–1655) 
14,7 x 10,2 cm (Plattengröße); 20,4 x 14,8 cm (Blattgröße) 
Reichskammergerichtsmuseum Wetzlar 
 
21
In einem Eid hatten die Richter sich auf das gelehrte Recht zu ver-
pflichten. Sie sollten sich hüten, nach Gutdünken, persönlichem erwägen, 
Billigkeit oder eigenem Dafürhalten zu entscheiden.32 Stattdessen sollten 
Sie das römisch kanonische Recht bei ihren Entscheidungen zu Grunde 
legen. Damit verkörperten die Assessoren des Reichskammergerichts das 
Ideal des professionellen Juristenstandes. Gerade die Deutsche Rechts-
geschichte hatte ein eindringliches Gegenbild zum gelehrten Juristen am 
Reichskammergericht entworfen, nämlich das des Schöffen des späten 
Mittelalters. Der Gegensatz zwischen Laiengerichtsbarkeit und Experten-
gerichtsbarkeit erhielt so scharfe Konturen. In jüngster Zeit hat die 
Laienrechtsprechung aus Sicht einer europäisch vergleichenden Rechts-
geschichte neue Aufmerksamkeit erfahren als „Popular justice“,33 einer 
Art Sammelbegriff für Schöffen-, Rügegerichte, Selbstjustiz und den  
Bereich spontaner ritualisierter Sanktionen. In der Germanistik des  
19. Jahrhunderts wurden vor allem den Schöffen mehrere Studien 
gewidmet. Die Schöffen „entschieden, wenn auch nicht nach Willkür,  
so doch nach dem Rechtsgefühl oder Rechtsbewusstsein, welches in ihnen, 
welche einen besonderen Beruf aus der Anwendung des Rechts machten, 
lebhafter als in den übrigen Mitgliedern des Volkes existierte“ heißt es bei 
Otto Stobbe.34 Oskar Bülow formulierte in einer programmatischen Schrift 
zu „Gesetz und Richteramt“, der Schöffe habe das Recht aus dem „Born 
des Volksrechtsgefühls“ geschöpft.35 Der Schöffe als Seismograph des 
lebendigen Volksrechts - das ist natürlich ein sehr populäres, fast klischee-
haft wirkendes Bild. Bei Stobbe ist es immerhin auf Quellen  
gestützt, diese Sprechen von „ingenio“, „conscientia“ oder „consuetudo“ 
als Basis der laiengerichtlichen Entscheidung.36 Nach dieser Sicht- 
weise produziert der Schöffe (als Laie) das Recht, d.h., er schafft es  
selbst aus seiner eigenen oder einer ihm überlieferten fremden  
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Erfahrung, während der gelehrte Jurist bereits vorhandenes Recht an-
wendet.37 Neuere historische Zugriffe wenden das Konzept der Praktik 
aber auch dort an, wo es gerade um ‚formelle‘ Rechtsanwendung durch 
universitär oder anders ausgebildete professionelle Juristen geht.38 Auch 
wo geschriebene Rechtsnormen existieren, welche von einer Rechtspraxis 
durch methodisch geleitete Interpretation angewendet werden, können 
Kulturtechniken eine Rolle spielen, die im Bereich der juristischen Re-
flexion bislang kaum beachtet wurden. Dazu ist nun der Blick auf das 
Reichskammergericht zu wenden. 
2. Rechtsfortbildung als Praktik? – Blick hinter die Kulissen  
       anhand von Protokollbüchern 
Für die Rechtsanwendung am Reichskammergericht waren Ereignisse 
hinter den Kulissen von besonderer Bedeutung. Die kameralistische Li-
teratur enthält zwar viele Wertungen des Reichskammergerichts. Wie diese 
zustande gekommen sind, erfährt man aber nicht. In den letzten Jahren 
hat sich hier auf zwei Ebenen etwas bewegt. Inzwischen sind Relationen 
und Voten des Reichskammergerichts gut erschließbar.39 Einblicke in die 
einzelnen Schritte der Entscheidungsfindung gewährt uns darüber hinaus 
eine in den letzten Jahren neu entdeckte faszinierende Quellengattung: die 
Protokollbücher. Dabei handelt es sich um Aufzeichnungen der Assessoren, 
in denen sie vorhandene Entscheidungen des Reichskammergerichts fest-
hielten, aber vor allem über Beratungen Protokoll führten, an denen sie 
beteiligt waren. Protokollbücher gab es nicht nur am Reichskammer- 
gericht. Die Quellengattung der „Richternotizen“ hat in letzter Zeit ebenso 
erneute Aufmerksamkeit erfahren, im Zusammenhang mit historischen 
Analysen zu „Praktiken des Entscheidens“.40  
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Notizen des Richters Mathias Neser 
Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde, Sign. AR1 Miscellanea 530, f. 159v 
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Solche Forschungsansätze stehen im Kontext historischer Bemühungen 
um theoretisch-interdisziplinäre Analysen des Entscheidens und scheinen 
Impulse von modernen Kognitionswissenschaften anglo-amerikanischer 
Prägung zu erhalten.41 Einzelheiten des „decision making“ wurden etwa 
für englische Gerichtsverfahren des 18. Jahrhunderts anhand von sog. 
notebooks ermittelt.42 In diesen wurden jedoch vor allem Prozessverläufe 
geschildert, also die Argumentation der Parteien, Beweisführung und  
Urteil. Insofern könnten die notebooks gewisse Parallelen zu aus dem 
deutschsprachigen Raum bekannten Gerichtsbüchern aufweisen, die teil-
weise in der Sekundärliteratur auch als „Protokollbücher“ bezeichnet 
wurden.43 Im Gegensatz zu diesen waren die englischen notebooks aber 
wesentlich ausdifferenzierter. Sie waren von geschulten Juristen erstellt, 
welche oft schon während ihrer Ausbildung zu Lernzwecken mit dem Pro-
tokollieren von Verfahren begonnen hatten.44  
Der große Unterschied zum Reichskammergericht liegt darin, dass sich 
die eigentliche Entscheidung auf der Hinterbühne vollzog und zudem von 
einem Kollegialorgan ausgeführt wurde. Sie lassen also nicht eine 
Juristenpersönlichkeit in den Vordergrund treten, sondern schildern den 
deliberativen Vorgang der Entscheidungsfindung innerhalb eines 
Kollegialorgans. Im Gegensatz zu den notebooks waren die Protokoll-
bücher der Assessoren am Reichskammergericht gerade der Darstellung 
von Meinungen zu Rechtsproblemen gewidmet, die bei der Ent-
scheidungsfindung vorgetragen wurden. Man kann lesen, wie Argumente 
ausgetauscht wurden, wer wen überzeugte, warum eine Rechtsmeinung 
zur Durchsetzung gelangen konnte. Insofern dienten die Protokollbücher 
nicht der Selbstdarstellung eines Gerichts, sondern der Dokumentation 
der hinter den Kulissen erfolgenden Entscheidungsfindung. Überliefert 
sind die Protokollbücher mehrerer Assessoren. Zwei Protokollbücher sind 
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in Dissertationen erforscht und aufgearbeitet, einmal die Notizen des 
friesischen Juristen Viglius von Aytta,45 der von 1535–1577 im damals in 
Speyer ansässigen Reichskammergericht arbeitete und von Mathias Alber, 
einem bayrischen Assessor. Als Teil der 2011 erschienenen Dissertation 
von Steffen Wunderlich ist das Protokollbuch Albers, das von 1532–1533 
angefertigt wurde, umfassend ediert und mit Regesten aufgearbeitet.46 
Wenn man nach Praktiken der Rechtsanwendung- und Rechtsfortbildung 
sucht, findet man sie hier. 
 
3. Der „Brauch am Reichskammergericht“ als Praktik der  
       Frühen Neuzeit 
a) Beispiele aus dem Protokollbuch des Mathias Alber 
 
Die von Alber geschriebenen Einträge in seinem Notizbuch beginnen 
meist mit einer Art sehr kurzer Prozessgeschichte, also mit der Schil-
derung einer Klage und deren Begründung.47 Dann folgt die Schilderung 
der Beratung in der Gruppe.48 Nachzulesen ist, worauf sich diese 
Argumente vorrangig stützen. Nicht überraschend ist, dass mit Rechts-
quellen argumentiert wird, also mit gemeinem Recht oder Reichsrecht, 
wie es der bekannten Praxis entspricht.49  
Weniger bekannt ist der „Brauch“ am Reichskammergericht.50 In 
manchen Fällen haben sich die Richter auf ein Herkommen in der Ent-
scheidungspraxis des Gerichts berufen, ohne Nennung einer 
Rechtsquellengrundlage, etwa aus gemeinem Recht oder Reichsrecht. Bei-
spiele finden sich in der genannten Edition des Protokollbuchs.51  
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fol. 84v infra 
G[raf] Emich der Junger contra graf Philipsen von Nassau 
Pit ain mandat auf den landfriden, das Nassaw nichts mit tatlicher  
that gegen ime 
und seinen pfärdten woll furnemen, sunder bei ordenlichen rechten 
pleiben zelassen. 
Causa ain roß waid. Ist darbei ain troschrifft von Nassaw. 
Ita ego, nichts mit gwald gegen ime furzenemen, hab ich ime ain 
mandat, das 
er sunst zuthun schuldig, erkent. Et ponderatum, das ich ime seim 
narrirn nach 
kain mandat erkennen hab wellen, sunder ich bin auf den prauch 
gangen, den ich 
hie befunden, das man mit mandaten dy tätlichen handlungen bei 
einer geldtstraf 
abschaf, sine clausula iustificatoria.52  
 
Hier ging es also um einen Streit um den Besitz einer Rossweide. Diese 
hat Graf Philipp von Nassau wohl in seinen Besitz gebracht, widerrecht-
lich, wie der Antragsteller, Graf Emich der jüngere behauptet. Die vom 
Antragsteller gewählte Verfahrensform war der Mandatsprozess, ein Ver-
fahren einstweiligen Rechtsschutzes. Solche Verfahren waren gerade dann 
weit verbreitet, wenn es um Grenzstreitigkeiten zwischen Adeligen ging,53 
wie wahrscheinlich auch hier. Grundlage war die Behauptung eines Land-
friedensbruchs. Wenn eine summarische Prüfung diese Behauptung als 
glaubhaft einstufte, konnte das RKG ein Mandat, also eine einstweilige Ver-
fügung erlassen, die dem Antragsgegner bei Meidung einer Geldstrafe 
eine Unterlassungspflicht auferlegte – ähnlich wie es heute auch gehand-
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habt werden kann. 
Der Assessor Alber wollte eigentlich kein solches Mandat erlassen, wie 
er schreibt, hat es dann aber doch getan, obwohl er eigentlich nicht der 
Meinung war, dass ein Landfriedensbruch vorlag.54 Das ist bemerkens-
wert. Alber hat eine Meinung, er entscheidet aber anders, nach dem 
Brauch, den er am Gericht vorgefunden hat. Warum er das tat, wird nicht 
ausgeführt. Naheliegend ist jedoch, dass die Autorität der Tradition inner-
halb einer Institution hier eine bestimmte normative Kraft entfaltete. Es 
gilt: „Wir haben das immer so gemacht“, der Neuling, der sich dagegen-
stellt, hätte ein Problem im Hinblick auf sein Ansehen in der Institution 
und vielleicht auch sein berufliches Fortkommen. Zumindest würde  
er für Aufsehen und für Sand im Getriebe der Justiz sorgen. In der 
Justizsoziologie der 1930er Jahre wurde ein allgemeines „Solidaritäts-
gefühl“ von Richtern beobachtet, was die Funktionsfähigkeit des 
Justizapparats angeht.55 Dieses sei gerade bei Rechtsmittelgerichten (wie 
dem Reichsgericht) besonders ausgeprägt, wo der Gedanke der „eigenen 
Funktionsfähigkeit“ wegen der Fülle der zu bearbeitenden Fälle ein zen-
traler Faktor bei der Organisation der Entscheidungsfindung sei.56 Auch 
wenn man die zeitgenössisch-justizkritischen Schlussfolgerungen aus 
dieser Beobachtung nicht teilen muss, erscheint es doch plausibel, dass 
ein Verantwortungsgefühl für die Entscheidungsfähigkeit einer Institution 
prägend für bestimmte Handlungsmuster ist, die auf dem Weg zur Ent-
scheidung eine Rolle spielen, zumal wenn es um ein Rechtsmittelgericht 
wie das Reichskammergericht geht. Mathias Alber mag einerseits von der 
Autorität der Kollegen und den gewachsenen Verhaltensmustern inner-
halb der Institution beeindruckt gewesen sein. Gleichzeitig könnte er 
gespürt haben, dass die Suche im Gedächtnis nach vorherigen Ent-
scheidungsmustern die Lösung des jeweiligen Falles erleichterte, 
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ermöglichte sie doch das Einschwenken auf den Pfad der Routine. 
Solidarität mit der Institution und die Möglichkeit einer Effizienz-
steigerung der Justiz gehören wahrscheinlich zu dem Motivbündel, das 
ein Rekurrieren auf den Brauch an dieser Stelle so attraktiv machte. 
Jedenfalls war der Brauch auch Teil dessen, was in den dreißiger Jahren 
als „eigentümliche Selbstbejahung“ einer Kammer oder eines Senats be-
schrieben wurde.57 Der Unterschied beim Reichskammergericht liegt 
allerdings darin, dass es hier um die Selbstbejahung im Rahmen einer In-
stitution ging, denn die Rechtsfindung nach Gerichtsbrauch lässt die 
Entscheidungsträger hinter der Institution zurücktreten. Moderne 
normative Vorstellungen wie „Rechtssicherheit“ spielten dabei wohl keine 
Rolle, zumindest nicht explizit. Über den Brauch wurde nicht theoretisch 
reflektiert, wie etwa über die Rechtsfiguren ius commune. Der Brauch war 
daher eine von Experten verwendete Argumentationsform, die aber 
gleichzeitig außerhalb des theoretisch erworbenen Wissensbestands der 
Akteure stand. 
Ist dieser Brauch somit eine Praktik? Sicherlich geht es hier um eine All-
tagsroutine der Entscheidung, die man als sich wiederholende Handlung 
ansehen kann, die jenseits der juristischen Dogmatik steht. Sie vollzieht 
sich in einem Raum des Erfahrungswissens, neben der wissenschaftlichen 
Reflexion. Keinesfalls vollzieht sie sich aber außerhalb von Normen. Wie 
viele Beispiele aus dem Protokollbuch des Mathias Alber zeigen, steht am 
Anfang von Beratungen, wo auf den Brauch verwiesen wird, stets die Frage 
der Konkretisierung von Normen, nämlich wann Landfriedensbruch vor-
liegt und wie dabei zu verfahren ist. Das lässt aus Sicht der modernen 
Rechtsdogmatik die Frage entstehen, ob der Brauch als Faktum oder als 
Norm zu bezeichnen ist, oder ob er irgendwo dazwischensteht. Jedenfalls 
ist der Brauch zunächst ein Rückgriff auf Entscheidungen, also auf etwas 
tatsächlich, empirisch erfassbares (hat das Gericht so entschieden oder 
nicht?). Gleichzeitig hat die Reproduktion der vorangegangenen Ent-
scheidung aber auch normativen Charakter, ähnlich wie heute das 
Richterrecht. 
Relevant ist in diesem Zusammenhang vor allem das Verhältnis 
zwischen dem Brauch und den Erwägungen ‚materiellen Rechts‘. Deutlich 
wird dieses anhand eines weiteren Beispiels. Alber berichtet in einem um-
fangreichen Eintrag von der Diskussion über die Frage der Zulassung 
einer Berufung. Eine Witwe sollte Berufung gegen ein untergerichtliches 
Urteil einlegen und machte diese 8 Monate danach beim Reichs-
kammergericht geltend.58 Die Nürnberger Reichskammergerichtsordnung 
von 1523 sah aber eine Frist zur Einladung der „Appellation“ von sechs 
Monaten vor.59 Nun hatten die Richter zu diskutieren, ob die Berufungs-
einlegung verfristet war. Verweise auf den Brauch spielten dabei im 
Urteiler-Kollegium eine wichtige Rolle. 
 
Regest 70, fol. 158v (S. 625). 
D[ominus] Trackstain sagt, es seim der brauch darwider, wider solhe 
Nurn[bergische] ordnung. Er hab selbs ain fal alhie gehabt, sagt auch 
mer fäll. 
Wils dem brauch nach annemen. Secunda vice mansit in voto suo, 
wils annemen, 
und radt, ordnung hinfuran zemachen. 
D[ominus] Künraß ut Trackstain. Pleibt bei der ordnung etiam in hoc 
casu. 
D[ominus] Khunig sagt, es sei contraNurnbergische ordnung gehandlt 
mer als 
in aim fal. Er wil der appellantin dy appellation in hoc casu zulassen, 
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und alsdann 
auch von ainer ordnungnreden helffen. 
*D[ominus] Caspar wil in gemain bei der Nurnbergischen ordnung 
pleiben, 
aber in casu nostro wold er in, den appellanten, zulassen, ita ut 
doceret de iusto 
impedimento (so wie gelehrt wird de iusto impedimento): Potest enim 
quis post paucos dies moram purgare, (nach wenigen Tagen kann 
man den Verzug bereinigen) l. Et si post tres.o 
Dieweil dy appellans etwas than hab, so wil ers zulassen zu aus-
fuerung irer impediment.60  
 
Wird also hier ein Brauch als Praktik gegen das geltende Reichsrecht ge-
stellt? Ist das eingeschliffene, das tradierte Handlungsmuster (als 
faktisches, nicht formal-wertendes Element) innerhalb der Institution 
stärker, als die ‚von außen‘ kommende Organisationsnorm? 
Sicherlich ist der Brauch von zentraler Bedeutung, aber im vorliegenden 
Beispiel muss auch beachtet werden, dass man nach ius commune zu 
einer Möglichkeit der Annahme der Berufung kommen konnte. Explizit 
führte das ein Richter aus, wie Alber bemerkt. 
 
D[ominus] Mor wolds annemen, wold ius commune der appellantin 
nit abschlagen. 
Secunda vice lasts ers ungeferlich pleiben, wil das arbitrium ex bono 
et equo 
im vorbehalten iuxta bonitatem vel malitiam causae.61  
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Hier sieht man: Der Verweis auf den Brauch, also auf die informelle 
Norm, war ein Argument unter vielen.62 Er stand neben Verweisen auf ius 
commune und aequitas.63  
Traditionen oder Bräuche des Gerichts sind also Teile eines um-
fassenden Sets von normativen Begründungsmöglichkeiten für Ent- 
scheidungen. Sie sind mehr als der Rekurs auf bloße Fakten. Dennoch 
kann diese Art von informell-außerwissenschaftlicher Normgewinnung 
als spezifische Praktik juristischer Standeskunst angesehen werden, die 
mit der Gerichtspraxis in unmittelbarem Zusammenhang steht. 
 
b) Brauch als Instrument zur Herausbildung prozeduralen Rechts? 
 
Die umfassende Auswertung von Steffen Wunderlich hat ergeben, dass 
Bräuche häufiger auf Zuständigkeitsfragen und weniger auf Fragen, die 
man nach heutigem Begriffsverständnis dem materiellen Recht zuweisen 
würde, Anwendung fanden.64 Vor allem beim Landfriedensbruch wurde 
eine erstinstanzliche Zuständigkeit des Reichskammergerichts aus einem 
Gerichtsbrauch hergeleitet.65 Hier erinnert die Vorgehensweise des  
Reichskammergerichts an den EuGH und seine selbstreferentiellen  
Zuständigkeitsbegründungen. Wenn sich Bräuche bezüglich Zuständig-
keits- oder sonstigen Verfahrensfragen verfestigt hatten, konnten sie 
möglicherweise auch in „Gemeine Bescheide“ münden oder solchen vor-
ausliegen. Gemeine Bescheide waren verfahrensleitende Verfügungen, die 
bestimmte prozessrechtliche Regeln endgültig festsetzten.66  
Anhand des Protokollbuchs des Mathias Alber kann man wiederum in 
plastischer Weise feststellen, wie dem Brauch bei der Kärrnerarbeit des 
ohne abstrakt normierte Verfahrensordnung zu bewältigenden pro-
zessualen Alltags eine zentrale Rolle als Legitimationsinstrument 
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zukommen konnte. So wurde laut Albers Bericht in einem Fall die Frage 
diskutiert, welche Vorgehensweise bei einer nur mündlich ergangenen 
Appellation geboten sei.67 Ein Richter berief sich auf den Brauch am 
Reichskammergericht, welcher eine bestimmte Vorgehensweise not-
wendig erscheinen lasse, andere Richter sahen sich durch diesen Verweis 
zu Erinnerungen an ähnlich liegende Fälle und ihre vergangenen Ent-
scheidungen angeregt.68 Die Protokolle Albers geben Einblick in die 
Suchbewegungen der Entscheidungsträger nach innerer Konsistenz und 
institutioneller Kontinuität. Dabei waren die Diskussionen oft eher tech-
nischer Natur. Entscheidend waren manchmal nicht Prozessmaximen 
oder Parteiinteressen, sondern allein die Frage, wie man es schon einmal 
gehandhabt hatte. In Ermanglung umfangreicherer Dokumentationen war 
man auf das Gedächtnis der Akteure angewiesen. 
Ein anderer Aspekt, der einem ebenfalls in den Protokollen begegnet, 
besteht darin, dass Parteien (nicht die Assessoren) auf einen Brauch ver-
weisen. So geschah es in einem Mandatsverfahren der Stadt Frankfurt 
gegen die Grafen von Isenburg. Beide Parteien beschuldigten sich gegen-
seitig, im Wege der Klage und Widerklage, Bürger aus dem jeweils 
anderen Herrschaftsbereich gefangen genommen zu haben.69 Die 
isenburgische Seite berief sich auf einen Brauch, nach dem bestimmte 
Gerichtsbefugnisse ihnen auch auf Frankfurter Territorium zustünden, 
welche die Festnahme von Personen umfassten.70 Hier ging es ebenfalls 
um die Frage der Zuständigkeit, nicht aber des Reichskammergerichts, 
sondern um die einer Prozesspartei zur Vornahme einer vor dem Gericht 
inkriminierten Handlung. Aus heutiger Sicht erweckt auch diese Fallkon-
stellation den Eindruck, dass Zuständigkeits- und Verfahrensfragen mit 
der Erörterung materieller Rechtsprobleme verschmolzen oder sie gar 
überlagerten. 
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Die Diskussion über die Rechtsgrundlage der Festnahme scheint von der 
Erörterung der Zuständigkeit kaum getrennt worden zu sein. Angesichts 
dieser generell starken Relevanz von Verfahrensaspekten zur – aus 
heutiger Sicht – formalen Legitimitätsstiftung dürfte es nicht überraschend 
sein, dass hier oft auf einen Brauch verwiesen wurde. Praktiken der 
frühneuzeitlichen Gerichtsbarkeit waren also nicht zuletzt formale 
Routinen alltäglicher Falllösung im Rahmen einer sich im dauernden Ent-
wicklungsstadium befindlichen institutionellen Ordnung. 
 
c) Brauch und Präjudiz 
 
Das bereits zitierte Gutachten zum strafrichterlichen Ermessen zeigt, 
dass sich die derzeit beobachteten lokalen Strafzumessungstraditionen 
nach verschiedenen OLG-Bezirken richten.71 Sofern es um die unteren  
Gericht geht, sind bei der Tradition von Normen vielleicht weniger 
soziologisch erfassbare informelle Faktoren maßgeblich, als schlichtweg 
die institutionell gebotene Orientierung an der Rechtsprechung der 
nächsthöheren Instanz.72 Auf der Hand liegt aber, dass sowohl für Unter-
gerichte als auch höherrangige Gerichte Präjudizien bei der Tradi- 
tionsbildung eine zentrale Rolle spielen, sei es aufgrund Anpassungs-
drucks von oben, sei es, weil man im Rahmen der höheren Instanz die 
Konsistenz und Vorhersehbarkeit der eigenen Entscheidungsfindung ab-
sichern will.73 Wie sich anhand der Quellen zeigen lässt, bezogen sich die 
Diskussionen um den Brauch nicht zuletzt darauf, ob oder in welcher 
Form etwas bereits entschieden worden ist.74  
Ob etwas als Präzedenzfall angenommen werden kann oder nicht, er-
fordert selbst juristische Argumentation, ist also typischer Teil juristischer 
Entscheidungsfindung. Im Common Law hat sich der Umgang mit 
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Präzedenzfällen als „distinguishing“ bekanntlich zu einem zentralen Ele-
ment juristischer Standeskunst entwickelt.75  
Informationen über die Präjudizien vermittelten möglicherweise intern 
erstellte Urteilsbücher, eine besonders wichtige Rolle spielte jedoch die 
mündliche Mitteilung in der Urteilergruppe.76 Nicht jede mündlich 
tradierte Rechtsinformation kann aber einen Brauch begründen und somit 
als juristisches Argument Relevanz entfalten. Es bedarf dazu zusätzlicher 
Legitimationsfaktoren. Diese Überzeugungskraft kann sich aus der Ra-
tionalität des Urteils selbst ergeben, sie kann aber auch von dem Boten 
abhängen, genauer, von dessen Verhältnis zum Rezipienten. Hier werden 
dann Hierarchie und Seniorität eine Rolle gespielt haben. Neben der Auto-
rität der Institution und der von den Assessoren verinnerlichten 
Sachzwänge77 kann auch von Bedeutung gewesen sein, welche Person  
im Urteiler-Kollegium Informationen über eine hergebrachte Ent-
scheidungspraxis vermittelte. Je höher das Ansehen des berichtenden 
Assessors, desto höher mag die Bereitschaft gewesen sein, der Über-
lieferung zu folgen. Möglicherweise gab man auch mehr auf Berichte 
dienstälterer Kollegen, denen man als Dabeigewesene die größte 
Glaubwürdigkeit zuschrieb, da sie Bräuche nicht nur vom Hörensagen 
kannten. In den Protokollbüchern von Mathias Alber finden sich der sorg-
fältigen Auswertung von Steffen Wunderlich zufolge einige persönliche 
Bemerkungen, die auf unter-schiedliche Einschätzungen seiner Kollegen 
schließen lassen.78 Sie beziehen sich jedoch nicht auf Gedächtnislei-
stungen beim Referieren von Bräuchen, sondern auf die Plausibilität von 
Rechtseinschätzungen. Für Mathias Alber scheint fachliche Wertschätzung 
ausschlaggebend gewesen zu sein. Das zeigt sich auch daran, dass er sich 
mit normativen Argumenten gegen einen von dienstälteren Kollegen vor-
getragenen Brauch gewendet hatte.79 Die Autorität des Rechts hatte 
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sicherlich zumindest das Potential, auch die feinen, vielleicht auch 
habituell ausgeprägten Rangunterschiede zu durchbrechen, die Juristen in 
der frühen Neuzeit schon im symbolisch und rituell geordneten Raum der 
Universität kennengelernt hatten.80 Insgesamt scheint die Berufung auf 
Präjudizien in verschiedenen semantischen Formen stattgefunden haben, 
sowohl als „Brauch“ wie als „Consuetudo“.81 Die umfassenden Studien von 
Steffen Wunderlich zeigen, dass unabhängig von der terminologischen 
Einkleidung informelle Faktoren bei dieser Art der Reproduktion ver-
gangener Normativität eine Rolle gespielt haben. 
 
4. Worin liegt der wissenschaftliche Mehrwert der Beobachtung 
       solcher Phänomene als Praktiken? 
 
Nachdem nun einige Beispiele für die mögliche Relevanz von Praktiken 
am Reichskammergericht genannt worden sind, stellt sich abschließend 
die Frage nach dem wissenschaftlichen Mehrwert dieses Konzepts. 
 
a) Begrifflichkeit 
 
Zunächst könnte Praktik eine heuristische Kategorie sein, welche das 
Begriffsrepertoire der Rechtsgeschichte erweitert. Ist es wirklich hilfreich, 
oder gar notwendig, aus der historischen Forschung ein neues Konzept zu 
übernehmen? Eindeutig ist das nicht. Man könnte vieles, was man hier 
erkennt auch anders beschreiben, als soziale Normbildung oder einfach 
als Teil der Rechtspraxis. Auf der anderen Seite kann das Forschungskon-
zept der Praktik aber auch einen Unterschied zur allgemeineren Kategorie 
der Praxis kennzeichnen und den Blick auf neue Phänomene der recht-
lichen Wissensproduktion lenken. Andererseits können auch bereits 
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vorhandene Forschungsergebnisse (wie die Forschung zu Protokoll-
büchern) neu kontextualisiert und mit allgemein historischen 
Forschungsdiskursen in Dialog gebracht werden. 
Wichtig ist jedoch nicht in erster Linie die Begrifflichkeit, sondern 
vielmehr die Anregung, die man durch die Auseinandersetzung und 
kritische Bewertung neuer Konzepte erhält. Wichtig ist die begleitende Re-
flexion von Konzepten der Nachbardisziplinen vor dem Hintergrund der 
eigenen Forschungserfahrungen. Sie helfen, aus dem eigenen analy-
tischen Korsett auszubrechen und ermöglichen eine Außenperspektive auf 
die eigene Wissenschaft. Dadurch kann ein Weg zu kritischer Selbst-
betrachtung eröffnet werden, bei dem einige Gewissheiten noch einmal 
auf den Prüfstand gestellt werden. 
 
b) Historische Justizsoziologie? 
 
Ein Ergebnis der Reflexion über das historische Konzept der Praktiken 
zeigt auch noch einmal, dass es sinnvoll sein kann, auch bei der Reichs-
kammergerichtsforschung neuere Ergebnisse über Justizsoziologie im 
Blick zu haben, sofern sie eine Art „Verhaltensforschung des Juristen“ ist. 
Angst vor Anachronismen ist hier nicht angebracht, denn es geht nicht um 
naive Rückprojektion von Handlungsmustern, sondern um Vergleiche. 
„Wie kommunizieren Menschen in Spruchkörpern über Rechtsfälle?“, so 
könnte man die Frage überzeitlich formulieren. Dass sich die Rah-
menbedingungen in heutigen Gerichten vom Reichskammergericht 
grundlegend unterschieden, versteht sich von selbst. Aber gerade das 
Thema der Relation zeigt, dass es auch Gemeinsamkeiten, vielleicht gar 
Kontinuitäten gibt. 
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Schaut man auf die gegenwärtige Debatte um die Unterschiede der  
Strafzumessung, ist auch auffällig, dass offenbar Dogmatik und Rechts-
politik soziologische Fragen in den Hintergrund drängen. Auf das Problem 
der unterschiedlichen Strafzumessungen in einzelnen Bundesländern,  
Regionen und Gerichten versucht man zu antworten, indem man eine 
dogmatische Auseinandersetzung über die richtigen Kriterien der Straf-
zumessung führt. Dogmatische Kriterien sind aber – wie man auch beim 
Reichskammergericht gesehen hat – nur eines von verschiedenen 
möglichen Argumenten. Daneben steht der Brauch oder das, was heute 
regionale Praxis der Entscheidung genannt wird. Erweitert man das Set 
der möglichen Argumente um weitere Argumente, löst man das Problem 
nicht. Zu Fragen wäre vielmehr wie und warum in einzelnen Institutionen 
so unterschiedliche Ergebnisse bei der Strafzumessung entstehen können. 
Diese Ursache verliert die Strafrechtsdiskussion aber aus den Augen, statt-
dessen versucht sie, die Symptome zu kurieren. 
 
5. Fazit 
 
Insgesamt zeigt sich, dass auch Erinnerung und Erfahrung bei der ge-
lehrten Gerichtsbarkeit und damit am Reichskammergericht eine Rolle 
spielten. Es bildeten sich auch am Gericht Alltagsroutinen, die normatives 
Wissen vermittelten und selbst zur Rechtsbildung beitragen konnten. Die 
Protokollbücher zeigen uns, dass es informelle Faktoren der Ent-
scheidungsfindung gab, die nicht zu unterschätzen sind. Persönliche 
Autorität, argumentative Überzeugungskraft einzelner Richter, Seniorität 
und dadurch gebildete informelle Hierarchien, all das führte zu Be-
wertungen. 
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Praktiken, also informelle Faktoren der Wissensproduktion, welche  
sich zu Routinen verfestigen, sind in jedem Bereich normativer Produktion 
anzutreffen, unabhängig davon, ob der Legitimationsrahmen der Norm  
im angeblich formalen römischen oder angeblich volkstümlichen 
deutschen Recht zu finden ist. Ihre Analyse kann der Rechtsgeschichte 
neue Perspektiven vermitteln. Der Reichskammgerichtsforschung kommt 
dabei eine besondere Rolle zu, denn sie ermöglicht Blicke hinter die 
Kulissen der Inszenierung von Entscheidungen. 
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